
SEATTLE – Keine vier Wochen
nach dem ersten Start der Boeing
787 Dreamliner kann der US-
Flugzeugbauer schon wieder ei-
nen Jungfernflug feiern: Nun hob
die Boeing 747-8 erstmals ab.
Anders als der Dreamliner ist sie
kein völlig neu entwickeltes Mo-
dell, sondern eine modernisierte
Variante des bewährten Jumbo-
jets. Weil sich das neue Flugzeug
in der Frachterversion bislang
weit besser verkaufte als in der
Passagierausführung – auf die
nur 32 der 108 Bestellungen ent-
fallen –, entwickelte Boeing den
Frachter zuerst. Die 747-8 ist
76,4 Meter lang und damit 5,6
Meter länger als das bislang ak-
tuelle Modell 747-400, besitzt
überarbeitete Tragflächen und
die sparsamen Triebwerke des
Dreamliner. Zwar gilt die 747-8
als Boeings Antwort auf den Air-
bus A380, doch die Passagierver-
sion, von der die Lufthansa 20
Stück bestellt hat, bietet mit 467
Fluggastsitzen rund 60 Plätze
weniger als ein A380. (v.m.)

Boeings Antwort auf den Airbus A380 hebt ab

Die neue Boeing 747-8
bei ihrem Erstflug in

Everett nahe Seattle. 
FOTO: AFP
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HEUTE ERWARTETE SCHIFFE

NAME SCHIFFSTYP LIEGEPLATZ NATIONALITÄT BRZ
Kuala Lumpur Express Containerschiff CTA 4 Deutschland 93 811
MSC Independence Containerschiff Eurogate 6-7 Großbritannien 64 054
Grande Atlantico RoRo Auto O’Swaldkai 7-8 Großbritannien 56 642
Zim Rio Grande Containerschiff CTA 2 Malta 40 030
Jonni Ritscher Containerschiff Burchardkai 7 Liberia 17 360
Mexican Bay Kühlschiff O’Swaldkai 3-4 Liberia 10 203
Helmut Containerschiff Schuppen 80-81C Zypern 9 981
Robert Containerschiff Athabaskakai 8 Großbritannien 9 981
El Toro Containerschiff CTA 4 Liberia 9 957
Acavus Chemietanker K-Shell O Großbritannien 8 531

Quelle: Schiffsmeldedienst (www.smd.de) – Auswahl, Stand: Gestern, 16.30 Uhr

Kontakt für Schiffsmeldungen: Axel Tiedemann
schiffe@abendblatt.de

Seenotflieger wieder
auf Helgoland
Die Seenotbereitschaft der Marine-
flieger kann nach mehrjähriger Pause
wieder die Stationen auf Helgoland
und in Warnemünde besetzen. Al-
lerdings bisher nur von montags bis
freitags, wie die „Kieler Nachrichten“
berichten. Am Wochenende werden
die Einsätze wie zuletzt auch von
Kiel aus geflogen. In den Jahren
zuvor waren die Helikopter zu Aus-
landsmissionen abgezogen worden.
Von Kiel aus wurden daher die Ein-
sätze für die gesamte Küste ge-
flogen, Folge waren zeitweise länge-
re Anflugzeiten.

Steffen Preißler
Hamburg

Die kleinen und mittleren Firmen
in Deutschland leiden nach eige-
nen Angaben verstärkt unter ei-
ner Kreditklemme. „Allen De-
mentis zum Trotz werden Kredite
gekündigt und Kreditli-
nien gekürzt“, sagt Wolf-
ram Müller, Vorsitzender
der Vereinigung bera-
tender Betriebs- und
Volkswirte (VBV). Die
Unternehmen, die 50
Prozent der Arbeitsplät-
ze in Deutschland stel-
len, „befinden sich in einer erns-
ten Liquiditätskrise“, so Müller.
„Ein drastischer Anstieg von In-
solvenzen und Arbeitsplatzver-
luste gefährden die wirtschaft-
liche und soziale Stabilität
Deutschlands.“

Alles was die Bundesregierung
bisher zur Bewältigung der Krise
unternommen habe, werde der
Bedrohung nicht gerecht. Des-
halb haben sich neben dem VBV
der Bundesverband der Selbstän-
digen (BDS) und der Bundesver-
band Factoring für den Mittel-
stand zu einem Bündnis Mittel-
stand Deutschland zusammenge-

schlossen, um sich größeres
Gehör bei der Bundesregierung
zu verschaffen. „Es geht nicht um
neue staatliche Milliarden als Hil-
fe, sondern um Gesetzesände-
rungen und bessere Rahmenbe-
dingungen“, sagte BDS-Präsident
Günther Hieber gestern in Ham-
burg. Das Bündnis sei offen auch
für andere Verbände. Als kleine
und mittlere Unternehmen gelten
Firmen mit bis zu 50 Mitarbei-
tern, die einen Jahresumsatz von
bis zu zehn Millionen Euro errei-
chen.

Auch nach einer Umfrage der
Handelskammer Hamburg sieht
jedes vierte Unternehmen die
Frage der Finanzierung als das
größte Risiko für die Geschäfts-

entwicklung in diesem Jahr. Die
verschlechterten Jahresab-
schlüsse 2009 sind die Grundlage
für das Kreditrating durch die
Banken. „Angesichts verschärf-
ter Bestimmungen können die
Banken vielfach gar keine Kredi-
te mehr vergeben“, sagt Hieber. 

„Alle diese Bestimmungen sind
für schönes Wetter gemacht und
offenbaren jetzt ihre restriktive
Wirkung für die Wirtschaft.“
Auch der Zugang zu den KfW-
Förderkrediten sei durch ein
neues risikogerechtes Zinssys-
tem deutlich eingeschränkt wor-
den. Manche Unternehmen kön-

nen diese Kredite überhaupt
nicht mehr nutzen. Zur Verbesse-
rung ihrer Liquidität sind die
kleinen Firmen zunehmend auf
Factoring angewiesen. Im Klar-
text: Forderungen werden mit ei-
nem Abschlag an ein Factoring-
Unternehmen verkauft. So kön-
nen die Firmen über das Geld frü-
her verfügen. Doch Factoring-
und Leasingunternehmen wur-
den auch in das neue Aufsichts-
regime des Kreditwesengesetzes
einbezogen. „Die damit verbun-
denen bürokratischen Auflagen
belasten das Kerngeschäft“, sagt
Volker Ernst, Vorstandsvorsit-
zender des Bundesverbandes
Factoring für den Mittelstand.
„Außerdem haften wir dafür,

dass unsere Kunden die
Umsatzsteuer an das
Finanzamt abführen.“

Das Bündnis Mittel-
stand fordert auch,
dass nicht länger Aus-
gaben wie Mieten, Zin-
sen oder Leasingraten
zum Gewerbeertrag ge-

rechnet werden. Selbst wenn die
Firma Verluste gemacht hat,
kann das dazu führen, dass den-
noch Gewerbesteuer gezahlt
werden muss. Hieber: „Diese Re-
gelung sollte sofort ausgesetzt
werden, um die Unternehmen zu
entlasten.“ Schließlich könnten
nach Vorstellung der drei Ver-
bände auch Arbeitnehmer die Ei-
genkapitalbasis ihrer Arbeitge-
ber durch eine stille Beteiligung
stärken. „Diese Einlage soll über
einen Fonds wie andere Bankein-
lagen abgesichert werden und et-
was über dem Sparbuchniveau
verzinst werden“, sagt Müller. 

Kreditklemme trifft
Mittelstand besonders

Banken knauserig:
schärfere Auflagen
für Vergabe von
Darlehen. Starker
Anstieg von Insol-
venzen befürchtet.

EXISTENZNOT VERBÄNDE SCHLAGEN ALARM

„Es geht nicht um neue staatliche Milliar-
den als Hilfe, sondern um Gesetzesände-
rungen und bessere Rahmenbedingungen.“

Günther Hieber, BDS-Präsident

HAMBURG – Zwar hat die Luft-
fahrtbranche die Talsohle der
Krise durchschritten, aber auch
längerfristig muss sie mit stärke-
rem Gegenwind rechnen: In den
nächsten zehn Jahren dürfte ihre
Wachstumsrate unter anderem
wegen der strengeren Klima-
schutzpolitik und des weltweit
niedrigeren Bevölkerungs-
wachstums um ein bis zwei Pro-
zentpunkte niedriger ausfallen
als die bislang angenommenen
fünf Prozent jährlich. Auch dar-
über werden Experten auf der
„Hamburg Aviation Conference“
am Donnerstag und Freitag dis-
kutieren, sagte Michael Trethe-
way, wissenschaftlicher Leiter
des Fachkongresses. 

Nach dem schwersten Jahr in
der Geschichte des modernen

Luftverkehrs könne es kein „wei-
ter so“ geben, sagte Michael Eg-
genschwiler, Chef des Flughafens
Hamburg, einem der Organisato-
ren der Konferenz mit 230 Teil-
nehmern aus 20 Nationen. Nach
dem Krisenmanagement des ver-
gangenen Jahres setze der Luft-
verkehr nun zu einem „gesteuer-
ten Umbruch“ an.

Ein Beispiel: Die klare Tren-
nung zwischen den Billigfliegern
und den traditionellen Linien-
fluggesellschaften werde sich
auflösen. „Alle Fluggesellschaf-
ten bieten günstige und teurere
Tickets an und stehen im direk-
ten Wettbewerb miteinander“, so
Eggenschwiler, weil inzwischen
auf einer Strecke häufig zwei
oder drei Airlines fliegen. Dies
zeige sich auch auf der Route

Hamburg–Frankfurt, auf der Air
Berlin seit Oktober 2009 der
Lufthansa Konkurrenz macht.
Anders als die Manager von Air
Berlin geht Eggenschwiler davon
aus, dass die teureren Premium-
buchungsklassen „im Zuge der
Erholung der Weltwirtschaft
wieder erstarken werden“.

Dazu sei aber künftig eine kla-
re Differenzierung auch am Bo-

den, etwa durch getrennte Zu-
gänge an der Sicherheitskontrol-
le oder gar durch getrenntes Ein-
steigen, gefordert. Ohnehin
erwartet Eggenschwiler Verän-
derungen für die Passagiere:
„Einchecken schon von zu Hau-
se, einfachere Gepäckaufgabe –
in dieser Richtung wird sich noch
einiges tun.“ 

Allerdings spielten dabei auch
die Behörden eine Rolle, sagte
Tretheway: „Die Abläufe könn-
ten effizienter werden, wenn
Einreisekontrollen schon im Ab-
flugland vorgenommen werden.“
Dieses Modell, das die USA be-
reits bei Flügen aus Kanada, ei-
nigen Karibikstaaten und Irland
praktizierten, könne auf weitere
Staaten Europas ausgeweitet
werden. (v.m.)

Experten: Luftverkehr wächst künftig langsamer 

Michael Eggen-
schwiler ist Chef
des Hamburger
Flughafens.
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den 3000 Arbeitnehmer befragt
wurden. Auslöser seien oft Kon-
flikte am Arbeitsplatz, die sich
wegen der Wirtschaftskrise ver-
stärkt hätten. 

Jeder Vierte grübelt nachts
über Ängste und Sorgen. Schicht-
arbeit und Jobs nach 20 Uhr pla-
gen jeden fünften Befragten bei
der Nachtruhe. „Durch immer
flexiblere Arbeitszeiten kommen
viele nachts nicht mehr zur Ru-
he“, sagte DAK-Chef Herbert
Rebscher. Knapp zehn Prozent
leiden unter schweren Schlafstö-
rungen: Sie schlafen mehr als
dreimal pro Woche schlecht und
quälen sich übermüdet durch fast
jeden Arbeitstag. (bk/HA)

HAMBURG/BERLIN – Fast jeder
zweite Arbeitnehmer sieht seine
Leistungsfähigkeit am Arbeits-
platz deutlich eingeschränkt. In
einer repräsentativen Studie des
Fürstenberg Instituts geben 63
Prozent der Befragten an, dass
ihre Leistungen im Job um min-
destens ein Viertel reduziert sei-
en. Bezogen auf alle Beschäftig-
ten entspricht dies einer Leis-
tungsminderung von 15 Prozent.
Das Hamburgische WeltWirt-
schaftsInstitut beziffert die dar-
aus resultierenden Kosten für die
Arbeitgeber auf insgesamt 262
Milliarden Euro. 

Als Hauptgrund der Leistungs-
minderung nennen knapp 60

Prozent der Befragten Probleme
am Arbeitsplatz. Sie leiden unter
mangelnder Wertschätzung,
Stress und Erschöpfung. Jeder
Zweite gibt psychische Belastun-
gen an, ebenso viele körperliche
Beschwerden. Etwa 41 Prozent
führen ihre Probleme auf private
Sorgen zurück, sagte Geschäfts-
führer Werner Fürstenberg.

Unterdessen ist jeder zweite
Arbeitnehmer in Deutschland zu-
dem von Schlafproblemen betrof-
fen. Fast 40 Prozent dieser rund
20 Millionen Menschen sehen be-
sonderen Stress und Belastungen
als Hauptursache, geht aus dem
Gesundheitsreport 2010 der
Krankenkasse DAK hervor, für

Jobsorgen verursachen Milliardenkosten


